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Interpellation „weniger Bürokratie für Kulturschaffende“ 
 
1. Interpellation gemäss Art 46 der GO Gemeinderat  
Die Unterzeichner reichen gemäss Art. 37 der GO Gemeinderat folgende Interpellation zur Antragstellung sowie 
zur fristgerechten Beantwortung ein.  
 
2. Fragen und Begründung  
Heute müssen Veranstalter von Festen, Partys usw. eine Vielzahl an Gesetzen und Normen einhalten. Darunter 
fallen unter anderem das Alkoholgesetz, Lebensmittelgesetz, die Schall und Laserverordnung, das Merkblatt 
Verbot von Happy-Hour,  die Lebensmittel- und Gebrauchsgegenständeverordnung, Merkblätter der Kantonalen 
Feuerpolizei, das Gastgewerbegesetz sowie Tarifverordnungen. Die Abteilung Bevölkerungsdienste nahm vor 
einigen Jahren Änderungen am Bewilligungsprozess mit Anpassungen der Dokumentationen vor und parallel 
erhöhte der Stadtrat die entsprechenden Abgaben.  Bis 2010 konnten Veranstalter mit Hinweis auf die 
gesetzlichen Pflichten eine A4 Seite ausfüllen und unterzeichnen. Heute sind zwei bzw. acht Seiten auszufüllen. 
Persönliche Aussprachen, Feedbacks und Optimierungsvorschläge zwischen dem Interpellanten Birlesik und der 
Abteilung Bevölkerungsdienste zur Verbesserung des Prozesses blieben bedauerlicherweise erfolglos, obwohl 
die zuständigen Stellen Verbesserung versprachen. Der eher komplizierte Prozess gilt es nun mit der 
vorliegenden Interpellation und entsprechenden Fragestellungen zu minimieren. Zu Jahresbeginn wurde bekannt, 
dass in der Stadt Zürich traditionelle und seit Jahren durchgeführte Grossveranstaltungen aufgrund des 
„Papierkriegs“ immer mehr auf der Kippe stehen. Es ist nicht zu bestreiten, dass Grossstädte wie Zürich und 
Winterthur aufgrund der Vielzahl von Kulturveranstaltungen einen strengeren Kurs im Bewilligungsverfahren 
fahren als andere Gemeinden. Wegen des hohen Papierkriegs und der Auflagen droht jedoch aber 
beispielsweise dem Dörflifest (Niederdorf) und dem Nordfest das Aus. Anfang 2012 hat auch das OK des 



Langstrassenfests entschieden, die Veranstaltung abzusagen, obwohl über 200‘000 Menschen diesen 
traditionellen Anlass besuchten. Ich bitte deshalb den Stadtrat folgende Fragen fristgerecht zu beantworten:  
 

(1) Auf welcher gesetzlicher Grundlage basiert die Überarbeitung des Dokuments „Gesuchsformular zur 
Bewilligung einer Veranstaltung“ und „Gesuch für ein befristetes Patent zur Führung eines 
vorübergehend bestehendes Betriebes“ im Jahr 2010? Weshalb eine Unterscheidung dieser 
Dokumente?  

(2) Wie erklärt sich die Abteilung Bevölkerungsdienste, dass praktisch alle anderen Gemeinden in naher 
Umgebung noch das einfache Dokument verwenden (siehe Anhang 1), obwohl dies gemäss Aussage 
des Leiter Bevölkerungsdienste falsch sei? 

(3) Weshalb dauert das Bewilligungsverfahren für Veranstaltungen (inkl. Kleinveranstaltungen) mehrere 
Wochen? Welche Arbeiten werden in dieser Frist erledigt und welche sind gesetzlich nötig? Eigene 
Abklärungen bzw. Vorhaben haben gezeigt, dass beispielsweise der Antrag für den „stadteigenen“ 
Chlausmärt 2012 rund fünf Wochen Bearbeitungszeit benötigte. Zwei Tage vor Veranstaltung erhielt 
der Organisator die Genehmigung mit den nötigen Auflagen. Wie soll ein Veranstalter innert dieser 
kurzen Frist die Auflagen zufriedenstellend umsetzen?  

(4) Ist es Aufgabe der Stadtverwaltung für die Einhaltung der gesetzlichen Bedingungen zu sorgen? 
Gemäss Art. 6 Gastgewerbegesetz ist der Patentinhaber für die Einhaltung der gesetzlichen 
Voraussetzungen verantwortlich. Wenn die nötigen Nachweise vorhanden und erfüllt sind, 
beispielsweise mit einem Konzept, so kann doch die Bewilligung erteilt werden?   

(5) Weshalb kann die Abteilung Bevölkerungsdienste nicht „vorläufige Patente“ für seit Jahren 
wiederkehrende Veranstaltungen gemäss Art. 6 Gastgewerbegesetz dem Veranstalter zugestellt 
werden, damit ihm Sicherheit gegeben wird, dass seine Veranstaltung grundsätzlich stattfinden kann?  

(6) Wie kann die Abteilung Bevölkerungsdienste die genaue Machbarkeit einer Veranstaltung prüfen, wenn 
sie als Bewilligungsinstanz den Standort nicht kennt oder nie besucht bzw. inspiziert?  

 
3. Antrag 
Der Stadtrat wird gebeten zugleich zu prüfen, wie Optimierungen vorgenommen werden können, um den 
Kulturschaffenden unserer Stadt keine unnötigen bürokratischen Hürden zu setzen. Natürlich sind sie verpflichtet, 
die gesetzlichen Pflichten einzuhalten und entsprechend darauf hinzuweisen. Für die genau, detaillierte und 
schriftliche Beantwortung der aufgeführten Fragen bedanken sich die Unterzeichner sowie Mitunterzeichner.  
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Anhang 1 – Gesuchsformulare von anderen Gemeinden   
 

 



 



 



 



 



 



 


